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Preußiſche Geſetzſammlung 


1937 | Ausgegeben zu Berlin, den 1. November 1937 Nr. 17 


Tag Inhalt: Seite 
30. 10. 37. Vierte Verordnung zur Anderung der Verordnung über die Sparkaſſen ſowie die kommunalen 
Giroverbände und kommunalen Kreditinſtitute vom 20. Juli / 4. Auguſt 1932 in der Faſſung der 


Verordnungen vom 14. März 1933, vom 2. Juli 1934 und vom 19. November 1934. 105 

Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverord nungen 106 
Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten 
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(Nr. 14395.) Vierte Verordnung zur Anderung der Verordnung über die Sparkaſſen ſowie die 
kommunalen Giroverbände und kommunalen Kreditinſtitute vom 20. Juli / 4. Auguſt 
1932 (Geſetzſamml. S. 241, 275) in der Faſſung der Verordnungen vom 14. März 1933 
(Geſetzſamml. S. 41), vom 2. Juli 1934 (Geſetzſamml. S. 336) und vom 19. November 
1934 (Geſetzſamml. S. 434). Vom 30. Oktober 1937. 


„QUrtilell 
Die Verordnung über die Sparkaſſen ſowie die kommunalen Giroverbände und kommunalen 
Kreditinſtitute vom 20. Juli 4. Auguſt 1932 (Geſetzſamml. S. 241, 275) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnungen vom 14. März 1933 (Geſetzſamml. S. 41), vom 2. Juli 1934 (Geſetzſamml. S. 336) und 
vom 19. November 1934 (Geſetzſamml. S. 434) wird wie folgt geändert: 


$ 14 erhält folgende Faſſung: 
§ 14. 

(1) Sparkaſſen, welche von ihrem verzinslich angelegten Vermögen Mindeſtbeträge 
unter 25 vom Hundert, aber nicht unter 20 vom Hundert, und Sparkaſſen, welche 
mindeſtens 25 vom Hundert ihres verzinslich angelegten Vermögens in mündelſicheren 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber anzulegen haben, können von ihren bei der Rech— 
nungslegung ſich ergebenden Jahresüberſchüſſen zu öffentlichen, mit dem gemeinnützigen 
Charakter der Sparkaſſe in Einklang ſtehenden Zwecken des Gewährverbandes verwenden: 

a) ein Viertel, wenn die Sicherheitsrücklage 5 vom Hundert oder mehr, aber noch nicht 
7% vom Hundert ihrer ſämtlichen Einlagen beträgt; 

b) die Hälfte, wenn die Sicherheitsrücklage 7½ vom Hundert oder mehr, aber noch nicht 
10 vom Hundert ihrer ſämtlichen Einlagen beträgt; 

e) die geſamten Jahresüberſchüſſe, wenn die Sicherheitsrücklage 10 vom Hundert oder 
mehr ihrer ſämtlichen Einlagen beträgt. 


(2) Sparkaſſen, welche von ihrem verzinslich angelegten Vermögen Mindeſtbeträge 
von weniger als 20 vom Hundert in mündelſicheren Schuldverſchreibungen auf den In⸗ 
haber anzulegen haben, können von ihren bei der Rechnungslegung ſich ergebenden Jahres- 
überſchüſſen zu öffentlichen, mit dem gemeinnützigen Charakter der Sparkaſſe in Einklang 
ſtehenden Zwecken des Gewährverbandes verwenden: 

a) die Hälfte, wenn die Sicherheitsrücklage 5 vom Hundert oder mehr, aber noch nicht 
10 vom Hundert ihrer ſämtlichen Einlagen beträgt; 

b) die geſamten Jahresüberſchüſſe, wenn die Sicherheitsrücklage 10 vom Hundert oder 
mehr ihrer ſämtlichen Einlagen beträgt. 
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Artikel 2. 


(1) Der Wirtſchaftsminiſter iſt ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern 
und dem Finanzminiſter die Beſtimmungen des § 36 Abſ. 3 und 4 der Muſterſatzung für Sparkaſſen 
gemäß Runderlaß vom 26. Auguſt 1932 (MBliV. S. 853), vom 9. März 1933 (MBl.f. Wiu A. 
S. 96) und vom 27. Dezember 1934 (MBl. f. WiuA. 1935 S. 2) inſoweit zu ändern, als dies zur 
Angleichung der Muſterſatzung an die Vorſchriften des Artikels 1 oder zu deren zweckmäßiger Er- 
gänzung erforderlich iſt. 


(2) Die gemäß Abſ. 1 erlaſſenen Beſtimmungen treten an die Stelle der entſprechenden, in- 
ſoweit gleichzeitig außer Kraft tretenden Beſtimmungen in den Satzungen der einzelnen Sparkaſſen. 


Artikel z. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft. 


Berlin, den 30. Oktober 1937. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Schacht. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguft 1924 — Gefetzſamml. S. 597 —). 


Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 216 vom 18. September 1937 
iſt eine von dem Miniſter des Innern für das Preußiſche Staatsgebiet erlaſſene viehſeuchenpolizeiliche 
Anordnung vom 16. September 1937 über die Ein- und Durchfuhr von friſchem Fleiſche aus Frankreich 
veröffentlicht worden, die mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 30. September 1937. 
Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. März 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Düſſeldorf für die Erweiterung 
des Keſſelhauſes der ſtädtiſchen Badeanſtalt an der Grünſtraße 


durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 12 S. 61, ausgegeben am 20. März 1937; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. April 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Eintracht, Braunkohlenwerke und 
Brikettfabriken, in Welzow NL. zum Betrieb des Braunkohlenbergwerkes Werminghoff und 
zur Kohlengewinnung in der Gemarkung Koblenz, Kreis Hoyerswerda 


durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 18 S. 73, ausgegeben am 1. Mai 1937; 


an 


10. 


id 


12. 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. April 1937 


über die Ausdehnung des dem Zweckverbande Samländiſcher Küſtenſchutz in Königs⸗ 
berg (Pr) durch den St. M.⸗Erlaß vom 1. Juli 1935 verliehenen Enteignungsrechts auf 
die Schaffung von Wanderwegen und von Lagerplätzen im Bereich des Naturſchutzgebiets 
Samländiſcher Küſtenhain 


durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 18 S. 71, ausgegeben am 24. April 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Mai 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Polizeiverwaltung) 
für den Neubau des Polizeipräſidiums und der Polizeikaſerne in Dortmund 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 22 S. 65, ausgegeben am 29. Mai 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Auguſt 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Belſen für den Bau 
einer Schule 


durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 34 S. 114, ausgegeben am 21. Auguſt 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Auguſt 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Bezirksverband Naſſau in Wiesbaden 
zum Ausbau der Reichsſtraße 54 (Wiesbaden — Limburg — Siegen) in der Gemarkung 
Niederneiſen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 36 S. 148, ausgegeben am 4. September 1937 5 


der Erlaß des Preußischen Staatsminiſteriums vom 25. Auguſt 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Wehrmachtfiskus) zur 
Erweiterung der alten Kaſerne in Burg b. M. 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 37 S. 147, ausgegeben am 11. September 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. September 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Berliner Verkehrs⸗Aktiengeſellſchaft in 
Berlin zum Erwerb von Grundeigentum in der Alexander- und Dirckſenſtraße zur 
Herſtellung und zum Betrieb einer elektriſchen Schnellbahn 


durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 78 S. 235, ausgegeben am 29. Sept. 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. September 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Geſamtſchulverband Börninghauſen 
zum Bau einer Schulturnhalle 


durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 38 S. 127, ausgegeben am 18. September 1937 ; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. September 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfinanzver⸗ 
waltung) zum Bau eines Zollwachthäuschens in Bimmen 88 


durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 39 S. 223, ausgegeben am 25. September 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. September 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Oberroßbach (Dillkreis) zur 
Anlage eines Friedhofs 


durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 39 S. 160, ausgegeben am 25. September 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. September 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Hem ir Herſtell 
eines öffentlichen Weges ; e, ee 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 39 S. 129, ausgegeben am 25. September 1937; 
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13. 


14. 


15. 


16. 


17, 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. September 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Reichshauptſtadt Berlin für den Bau 
eines Verwaltungsgebäudes des Verwaltungsbezirkes Kreuzberg 


durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 78 S. 235, ausgegeben am 29. Sept. 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. September 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Wehrmachtfiskus) für 
die Erweiterung des Standortübungsplatzes Inſterburg 


durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen Nr. 41 S. 129, ausgegeben am 9. Oktober 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. September 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Seeſtadt Pillau für den Ausbau der 
Plantagenſtraße bis zur Sudermannſtraße 


durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg (Pr) Nr. 42 S. 177, ausgegeben am 9. Oktober 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. September 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Aachen zur Begradigung 
der Straße Aachen —Nütheim Walheim zwiſchen km 7,0 und 7,8 in der Gemeinde 
Walheim 


durch das Amtsblatt der Regierung in Aachen Nr. 45 S. 226, ausgegeben am 2. Oktober 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. September 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Land Preußen (Waſſerbauverwaltung) 
für den Lippedurchſtich V in der Gemarkung Dolberg 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 41 S. 159, ausgegeben am 9. Oktober 1937. 
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